
Für das Nachschlagewerk! Ja
Für die Fachpresse! Ja
Für die amtliche Sammlung! Ja

Gesetz* ArbKrankhG § 1

Leitsatz*
Bei einer Arbeitszeitverlegung mit vollem Lohn­
ausgleich hat der Arbeiter, der an den durch die 
Verlegung freigestellten Tagen arbeitsunfähig 
erkrankt ist, keinen Anspruch auf Zahlung des 
Krankengeldzuschusses, weil an diesen Tagen von 
vornherein nicht gearbeitet worden ist.

Aktenzeichen* 1 AZB 100/66
Urteil des BAG vom 2 2. August 1967 lag- Hamm
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J_AZB_,1oo^'66

3 Sa 594/65 Hamm 
Verkündet
am 22, August 196?
gez- V/einrich, 
Regierungshauptsekretär 
als Urkundsheamter 
der Geschäftsstelle

?3

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarheitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 22, August 1967 durch 
den Präsidenten Br„ Müller, die Bundesrichter Br, Schrö­
der und Wichmann sowie die Bundesarbeitsrichter Knepper 
und Hümme für Recht erkannt;

Bie Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 19- Januar 1966 
 ̂ 3 Sa 594/65 - wird auf Kosten des Klagers 
zurückgewi e sen c
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Der Kläger war als Arbeiter im Betrieb der Beklag“ 
ten beschäftigto Er arbeitete an sechs Tagen in der Wocte 
und wurde jeweils nach Ablauf eines Monats entlohnte Er 
war bei der Betriebskrankenkasse der Beklagten gegen 
Krankheit versicherte

Aufgrund einer Vereinbarung zwischen der Beklagten 
und dem Betriebsrat ruhte die Arbeit, im Betrieb am 18. 
und 19 = Februar 1963, dem Rosenmontag und FastnachtS“ 
dienstag. Die an den beiden Karnevalstagen ausfallende 
Arbeitszeit war vorzuarbeiten bzw. nachzuarbeiten<» Bei 
der A-Schicht, zu der der Kläger gehörte, handelte es 
sich um 17 Stunden, bei der B-Schicht um 15 l/2 Stunden.
In der A-Schicht sollte am 2. und 16. Februar 1963 vor­
gearbeitet, in der B-Schicht am 2. und 16= März 1963 
nachgearbeitet werden„ Mit dieser Arbeitszeitverlegung 
erklärte sich der Betriebsrat schriftlich einverstandene 

Aufgrund dieser Regelung arbeitete der Kläger am 
2. Februar 1963 (Samstag) 7 3/4 Stunden, wofür er 28,29 DM 
(pro Stunde 3s65 DM) lohn erhielt. Am Mittwoch, dem 13 = 
Februar 1963^wurde der Kläger arbeitsunfähig krank? seine 
Erkrankung hielt bis zum 19= Februar 1963 (Dienstag) ein­
schließlich an. Die Betriebskrankenkasse zahlte ihm für 
die Zeit vom 14» bis zum 16= Februar 1963 (Dienstag bis 
Samstag) Krankengeld. Eine Gewährung von Krankengeld für 
den l8= und 19= Februar 1963 lehnte sie mit der Begrün­
dung ab, dem Kläger sei an diesen beiden Tagen ein Lohn­
ausfall durch Krankheit nicht entstanden. Ebenso zahlte 
die Beklagte dem Kläger einen Zuschuß zum Krankengeld 
für die Zeit vom 14= bis zum 16. Februar 1963 in Höhe 
von 2,84 DM pro V/erktag, nicht aber für den 18. und 19 = 
Februar 1963=
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Am 2. März 1963 arbeitete der Kläger weitere 

73/4 Stunden (pro Stunde zu 3>67 DM) für den 190 Fe- 
bruar .1963 nach; am 16. März 1963 arbeitete er aber­
mals 3/4 Stunden zu demselben Stundenlohn nach» Ins­
gesamt belief sich die Vor- und Nacharbeit des Klä­
gers auf 16 l/4 Stunden, für die er zusammen 59?48 DM 
erhielt 0

Der Kläger begehrt mit der Klage die Verurteilung 
der Beklagten zur Zahlung eines Krankengeldzuschusses 
für den 18. und 19» Februar 1963 in Höhe von 5?88 DM 
nebst Zinsen* Die Beklagte hat Klageabweisung bean­
tragt. Die Klage ist in beiden Vorinstanzen ohne Er­
folg geblieben. Das Arbeitsgericht hat die Berufung, 
das Landesarbeitsgericht die Revision zugelassen. Mit 
der Revision, um deren Zurückweisung die Beklagte bit­
tet, verfolgt der Kläger das Ziel seiner Klage weiter.

?_2_£_®_2_^_®_i_8_u_n_g__s_g_r_ü_n_d_e_£

Das Landesarbeitsgericht sieht die einzig mög­
liche Anspruchsgrundlage in' den Vorschriften des Ar­
beit erkrankheitsgesetzes (im folgenden? ArbKrankhG). 
Dem ist zuzustimmen; es sind weder sonstige gesetz­
liche Vorschriften noch Regelungen kollektiver oder 
einzelvertraglicher Art ersichtlich, auf die der mit 
der Klage geltend gemachte Anspruch gestützt werden 
könnte. Insoweit werden die Ausführungen des angefoch­
tenen Urteils von der Revision auch nicht in Zweifel 
gezogen.

Nach den tatsächlichen Feststellungen des Landes­
arbeitsgerichts (vgl. VA S. 9) ist dem Kläger durch 
seine Erkrankung ein Lohnausfall nicht entstanden; er 
hat danach durch seine Arbeit am 2. Februar sowie am 
2. und 16. März 1963 unabhängig von seiner Krankheit
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für den 18. und 19«Februar 1963 Arbeitsentgelt in der 
üblichen Höhe erhalten« (legen diese Feststellungen des 
Landesarbeitsgerichts hat die Revision keine Verfah- 
rensrügen erhoben« Es ist deshalb in der Revisionsin- 
stanz insoweit von dem vom Landesarbeitsgericht fest­
gestellten Sachverhalt auszugehen«

Die Revision wendet sich ferner nicht gegen die 
Wirksamkeit der Betriebsvereinbarung;, durch die die 
Arbeitszeitverlegung erfolgt ist« Gegen die Wirksam­
keit dieser Betriebsvereinbarung sind in der Tat Be­
denken nicht zu erheben«

Die Revision vertritt jedoch die Auffassung, aus 
der in Durchführung der Betriebsvereinbarung erfolgten 
Arbeitszeitverlegung ergebe sich nicht die von den Vor- 
instanzen daraus gezogene Folge, daß dem Kläger kein 
Anspruch auf Zahlung eines Krankengeldzuschusses für 
den l8« und 19» Februar 1963 entstanden sei, weil er::S<an diesen Tagen auch ohne die Erkrankung nicht gear­
beitet hätte« Der Lohn, den der Kläger für seine Ar­
beit am 2« Februar, 2« und 16« März erhalten habe, sei 
ihm gezahlt worden, weil er an diesen Tagen gearbeitet 
habe; es handele sich dabei nicht etwa um den Lohn für 
den 18« und 19« Februar 1963 (Rosenmontag und Fastnachts- 
dienstag)« Für diese beiden Tage habe er keinen Lohn 
erhalten; ihm stehe aber, da er an diesen Tagen arbeits­
unfähig krank gewesen sei, jedenfalls der Arbeitgeber­
zuschuß als trotz Krankheit ihm verbleibender Lohnteil 
zu. Die Tatsache, daß am Rosenmontag und Fastnachts­
dienstag die Arbeitsleistung ausgefallen sei, sei ledig­
lich das Motiv für die Arbeitszeitverlegung gewesen«
Als bloßes Motiv sei das unbeachtlich und nicht geeig­
net, dem l8« und 19« Februar 1963 den Charakter von 
Arbeitstagen zu nehmen und den Anspruch des an diesen 
beiden Tagen infolge Krankheit arbeitsunfähigen Klägers

- 5 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 - 73
auf Zahlung des Krankengeldzuschusses auszuräumen.

Dieser Auffassung kann .nicht gefolgt werden. Sie 
übersieht, daß die wirksame Arbeitszeitverlegung einen 
doppelten Inhalt hat: Sie besagt einmal, daß am 18. 
und 19» Februar 1963 nicht gearbeitet werden sollte, 
zum anderen, daß zum Ausgleich an anderen Tagen vor- 
und nachzuarbeiten war. Aus dieser wirksamen kollek­
tiven Regelung ergibt sich, daß der Kläger für den 
l8o und 19« Februar 1963 keinen Anspruch auf Beschäf­
tigung und damit keinen lohnanspruch hatte« Daraus 
folgt, daß der Kläger auch keinen Zuschußanspruch nach 
dem ArbKrankhG als Rudiment eines Lohnanspruches für 
diese Tage erwerben konnte* Die Revision verkennt so­
nach, daß ein Zuschußanspruch des Klägers für den l8. 
und 19» Februar 1963 deshalb entfällt, weil er an die­
sen Tagen auch dann nicht gearbeitet hätte (und des­
halb auch keinen Lohnanspruch erworben hätte), wenn 
er nicht arbeitsunfähig krank gewesen wäre.

Diese Rechtslage ergibt sich - entgegen der An­
sicht der Revision - aus dem Wortlaut sov/ie dem Sinn 
und Zweck des § 1 Satz 1 ArbKrankhG* Nach dieser Vor­
schrift hat ein Arbeiter, wenn er infolge Krankheit 
an seiner Arbeitsleistung verhindert ist (Arbeitsun­
fähigkeit), ohne daß ihn ein Verschulden trifft, ge­
gen seinen Arbeitgeber einen Anspruch auf- Zahlung 
eines Zuschusses zu den Leistungen aus der gesetzli­
chen Kranken- oder Unfallversicherung. Die Auffassung 
der Vorinstanzen, daß dem Kläger aufgrund dieser ge­
setzlichen Bestimmungen ein Anspruch auf Zahlung 
eines KrankengeIdZuschusses nicht zusteht, ist im 
Ergebnis nicht zu beanstanden.

Wenn nach der vorerwähnten Vorschrift ein An­
spruch auf Zahlung des Zuschusses für den Fall des 
Arbeitsausfalls infolge Krankheit entsteht, so ist
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6

damit zum Ausdruck gebracht, daß nach dem Willen 
des Gesetzgebers zwischen der Krankheit und der Nicht- 
lei stung der Arbeit ein ursächlicher Zusammenhang 
bestehen muß» Es muß also die geschuldete Arbeit von 
dem Arbeiter deshalb nicht geleistet worden sein, 
weil er infolge Krankheit arbeitsunfähig war. Ist 
ein Arbeiter an einem Tage arbeitsunfähig krank, an 
dem für ihn weder ein Recht noch eine Pflicht zur 
Arbeit bestand und für den er auch ohne seine krank- 
heitsbedingte Arbeitsunfähigkeit keinen Lohnanspruch 
gehabt hätte, so entfällt ein Zuschußanspruch.

Mit der Frage nach der Bedeutung dieser gesetz­
lichen Regelung, insbesondere des in ihr geforderten 
Kausalzusammenhangs, hat, sich die Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts jedenfalls für die Zeit seit 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Sicherung der Arbeitnehmer im Krankheitsfalls vom 
12. Juli 1961, Bundesgesetzblatt I S. 913, bisher in 
besonderen Fällen ausdrücklich befaßt. So hat in sei­
ner Entscheidung AP Nr. 32 zu § 1 ArbKrankhG (Bl. 833 
Rückseite) der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts 
für den Fall der Kur eines arbeitsunfähig erkrankten 
Arbeiters eine unmittelbare Kausalität zv/ischen Arbeits­
versäumnis .und Krankheit nicht als notwendige Vor­
aussetzung für die Entstehung eines Anspruchs auf Zah­
lung des Krankengeldzuschusses durch den Arbeitgeber 
angesehen. Dem ist der Zweite Senat des Bundesarbeits­
gerichts (BAG 15, 1 [ 7, 1l] « AP Nr. 37 zu § 1 aaO) 
gefolgt? er hat einem arbeitsunfähig erkranktem Arbei­
ter, der deswegen zur Kur verschickt war, den Kranken­
geldzuschuß zugebilligt, obwohl der Arbeiter schon we­
gen der Verschickung nicht hätte arbeiten können. Im 
Falle des Zusammentreffens von Krankheit und Streik
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hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der 
Entscheidung AP Nr.. 31'zu § 1 aaO (B1.829 Rückseite) du 
Anspruch auf Krankengeldzuschuß bejaht, weil der Ar­
beiter bereits vor dem Streikbeginn arbeitsunfähig 
erkrankt war und der Arbeitgeber den Streik nicht 
mit einer Aussperrung beantwortet hatte;schließlich 
beschäftigte auch der Arbeitgeber die arbeitswilli­
gen Arbeitnehmer weiter, und es war nichts dafür er­
bracht, daß gerade der betreffende Arbeiter nicht 
hätte beschäftigt werden können, wenn er während des 
Streiks arbeitsfähig gewesen wäre? schließlich war 
ebenso nichts dafür erbracht, daß der Arbeitgeber den 
Arbeiter im Falle der Arbeitsfähigkeit nicht beschäf­
tigt hättec Der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts 
hat in dem Urteil BAU 17, 27 (31) * AP Nr. 39 zu § 1 
aaO entschieden, daß ein erkrankter Arbeiter während 
des Streiks keinen Krankengeldzuschuß fordern könne, 
wenn der Streik eine totale Betriebsstillegung zei­
tigt und lediglich ein Notdienst eingerichtet ist« 

Außerhalb des Gebietes der Kur und des Streiks 
hat das Bundesarbeitsgericht hinsichtlich des Kausa- 
litätsproblems allerdings, vor allem seit der Neu­
fassung des Gesetzes, schon allgemein und schlecht­
hin betont, daß der Kranke nicht mehr erhalten dürfe 
als ein Qesunder und nicht mehr als das, was er er­
halten hätte, wenn er gesund geblieben wäre (vgl.
BAG 15, 59 [62] = AP Nr. 18 zu § 2 aaO? BAG 15, 127 
[129] = AP Nr» 19 zu § 2 aaO? BAG 17, 27 [3o] - AP 
Nr» 39 zu § 1 aaO? AP Nr»' 2^zu § 2 aaO Bl. 479? AP 
Nr. 22 zu § 2 aaO Bl. 556? AP Nr. 23 zu § 2 aaO Bl. 
953? AP Nr. 24 zu § 2 aaO Bl. 999 Rückseite? AP Nr.
25 zu § 2 aaO Bl» 1oo3 Rückseite, zum Abdruck in der 
amtlichen Sammlung bestimmt? AP Nr» 26 zu § 2 aaO 
Bl. 1oo6). Biese Auffassung ist hinsichtlich des
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Anspruchs auf Zahlung von Krankengeld im Falle der 
Verlegung der Arbeitszeit auch vom Bundessozialge­
richt vertreten worden» Es hat in dem im Sozialrecht 
(SozR) Nr» 2o zu § 182 RVO veröffentlichten Urteil 
ausgeführt: "Auch der Kläger ist hier durch die Ver­
sagung des Krankengeldes für den 27» und 28» Dezember 
1961 gegenüber seinen nicht krank gewesenen Arbeits­
kollegen nicht benachteiligt worden» Für die Tage der 
Vorarbeit im November 1961 (l8» und 25» November) hat 
er - ebenso wie jene - das volle Arbeitsentgelt em­
pfangen? für die beiden streitigen Tage (27» und 28» 
Dezember) haben auch jene keinen Lohn erhalten» Würde 
ihm für diese Tage das beanspruchte Krankengeld ge­
zahlt werdens so stände er - jedenfalls wirtschaft­
lich - im Ergebnis besser als die nicht krank gewe­
senen Betriebsangehörigen» Eine solche Besserstellung 
hat der Gesetzgeber aber in jedem Falle vermeiden wol­
len (vgl» Bundestagsärucksache Nr» 2748 der dritten 
Wahlperiode} S» 2 linke Spalte; vgl» auch Bundesar­
beitsgericht in der AP Nr» 22 und 23 zu § 2 ArbKrankhG 
mit Anm. von Trieschmann)"» Dieser vom Bundessozial­
gericht für die Frage der Krankengeldzahlung im Falle 
der Verlegung der Arbeitszeit vertretenen Rechtsauf­
fassung schließt sich der erkennende Senat für die 
Frage, ob der Arbeitgeber in einem solchen Fall zur 
Zahlung des Krankengeldzuschusses verpflichtet ist, 
hiermit ausdrücklich an»

Diese Rechtsansicht steht auch im Einklang mit 
derjenigen, die, und zwar bereits für die Zeit vor der 
Neufassung des § 2 ArbKrankhG, durchweg vom Schrift­
tum vertreten worden ist (vgl. die Anmerkung von 
Schelp zu AP Nr. 27 und Nr» 29 zu § 1 ArbKrankhG; 
Gotzen-Doetsch, Arbeiter-Krankheitsgesetz, § 1 Anm. 6; 
Höhne-Marienhagen, Betrieblicher KrankengeldZuschuß für
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Arbeiter, 2. Aufl., S. 1o6; Schmatz-Fischwasser, Ge­
setz zur Verbesserung ppc, 5. Aufl.-jv § 1 Anm= III l). 
Mit Rechts wenn auch im einzelnen mehr oder weniger 
deutlich, wird der Kausalzusappenhang zwischen der 
Krankheit und der Nichtleistung von Arbeit für eine 
notwendige Anspruchsvoraussetzung gehalten, was 
allein eben auch dem Gesetzeswortlaut "infolge Krank­
heit an seiner Arbeitsleistung verhindert" gerecht 
wird» Der bloß in Klammern beigefügte Zusatz ist nur 
eine Abbreviatur für diese Worte«

Diese Rechtsauffassung steht weiter in Überein­
stimmung mit der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge­
richts zum Feißrtagslohnzahlungsgesetzo

Nach § 1 des Feiertagslohnzahlungsgesetzes be­
steht die Lohnfortzahlungspflicht, wenn die Arbeit 
infolge eines Feiertages ausfällt. Im Feiertagsfalle 
soll die Lage des Arbeitnehmers weder schlechter noch 
besser sein als ohne den Feiertag (BAG 8, 76 [78] - AP 
Nr. 5 zu § 1 FeiertagslohnzahlungsG). Der Feiertag 
muß der alleinige Grund, die alleinige Ursache für die 
Nichtarbeit sein (BAG 1, 241 [244] = AP Nr. 1 zu § 1 
FeiertagslohnzahlungsG; BAG 3, 2o7 [2Io] = AP Nr. 2 
zu § 56 BetrVG; BAG 8, 8o [8l] - AP Nr. 6 zu § 1 Fei­
ertagslohnzahlungsG; BAG Io, 35 [ 37] = AP Nr. 12 zu 
§ 1 FeiertagslohnzahlungsG). Dabei ist nach dem Ge­
samtzusammenhang der jeweiligen Darlegungen der al­
leinige Grund und die alleinige Ursache im Sinne des 
entscheidenden Grundes und der entscheidenden Ursache 
zu verstehen; wie dies in den Urteilen auch verschie­
dentlich gesagt wurde.

Sowohl im Feiertagsfall wie im Falle der Krank­
heit ist der Arbeitgeber zur Zahlung des Lohnes oder 
eines Lohnsurrogates ohne Arbeitsleistung verpflich­
tet. Dieser Umstand rechtfertigt es, die Rechtsprechung
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zur Kausalität aus dem Feiertagslohnzahlungsrecht 
auf die Fälle der Zahlung des Krankengeldzuschusses 
im Krankheitsfall zu übertragen. Der jeweilige Sinn 
für die Fortzahlung des Lohnes und die Zahlung des 
Zuschusses entspreche einander»

Wie schon in der Entscheidung des Zweiten Se­
nats des Bundesarbeitsgerichts AB Nr» 23 zu § 2 aaO 
Blc 953 ausgeführt ist, geht der aus den Motiven zur 
Neufassung des Gesetzes ersichtliche Wille des Gesetz­
gebers dahin, daß dem kranken Arbeiter sein Lebens­
standard wie bisher gesichert bleiben, er aber auch 
nicht mehr erhalten soll, als er erhielte, wenn er 
gesund wäre«, Daraus folgt wiederum, daß ein tragen- 
der Kausalzusammenhang zwischen Krankheit und Nicht­
leistung von Arbeit bestehen muß, wenn ein Anspruch auf 
den Krankengeldzuschuß begründet sein solle .

Wird im Streitfall auf die Kausalität im vorer­
wähnten Sinn abgestellt, so scheitert die Klage schon 
hieran» Denn die Nichtleistung von Arbeit durch den 
Kläger am 18» und 19* Februar 1963 ist nicht oder doch 
nicht maßgeblich auf die Krankheit des Klägers zurück- 
zuführen, sondern eben darauf, daß durch wirksame be­
triebliche Regelungen jene beiden Tage zu -arbeitsfreien 
Tagen bestimmt worden sind»

Die gesunden Arbeiter haben am 18» und 19= Februar 
1963 kein Arbeitsentgelt erhalten, da es gerade der 
Sinn der Vor- und Nacharbeit war, daß für .die Tage,- an 
denen nicht gearbeitet wurde, kein Lohn gezahlt werden 
sollte? die Arbeit ist vor- und nachgeholt worden, da" 
mit den Arbeitern kein Verdienstausfall entstand= Auch 
der Kläger hat nach den Feststellungen des Landesar­
beitsgerichts das Entgelt für die von ihm geleistete 
Vor- und Nacharbeit in vollem Umfang erhalten» Es ist 
deshalb unter überhaupt keinem rechtlichen Gesichts-
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punkt zu rechtfertigen, ihm nur aus dem Grunde, weil 
er am 18° und 19° Februar 1963 krank gewesen ist, ein 
zusätzliches Entgelt zuzuhilligeno

Ist hiernach die Klage bereits aufgrund der vor- 
stehenden Erwägungen abzuweisen, so bedarf es keines 
Eingehens mehr auf die Fragen, ob der Klageanspruch 
auch deshalb unbegründet ist, weil dem Kläger kein An- 
Spruch auf Zahlung von Krankengeld seitens der Betriebs­
krankenkasse zusteht und inwieweit ein solcher Anspruch 
auf Krankengeld Voraussetzung für das Bestehen eines 
Anspruchs auf Zahlung eines Krankengeldzuschusses sei- 
tens des Arbeitgebers ist. Ebenso bietet der Fall kei­
nen Anlaß, auf die Frage einzugehen, ob die Gerichte 
für Arbeitssachen hinsichtlich der Frage der Verpflich­
tung der Sozialversicherungsträger zur Zahlung von 
Krankengeld an die Entscheidungen der Sozialversiche­
rungsträger oder der Sozialgerichte gebunden sind, ins­
besondere inwieweit die Gerichte für Arbeitssachen in 
eigener Zuständigkeit über die Frage, ob und in welcher 
Höhe ein Anspruch auf Zahlung von Krankengeld besteht, 
entscheiden können«
gezc Dr, Müller Dr. Schröder Wichmann

Knepper Hümme
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